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Entscheidungsvorschläge zu Hinweisen/Einwendungen im Bauleitplanverfahren 
 
 
BEZEICHNUNG DER MAßNAHME: 44. Änderung des Flächennutzungsplanes „Baugebiet Mühlenacker“ der Gemeinde Rhede (Ems) 
 
VERFAHRENSGANG:     Frühzeitige Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 
 

Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange haben keine Bedenken oder Anregungen  
zur Planung vorgetragen: 

 
1. Stadt Papenburg, Papenburg vom 06.10.2022 
2. Gasunie Deutschland Transport Services GmbH, Hannover vom 06.10.2022 
3. Avacon Netz GmbH, Salzgitter vom 06.10.2022 
4. Samtgemeinde Dörpen, Dörpen vom 06.10.2022 
5. Amprion GmbH, Dortmund vom 06.10.2022 
6. Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH, Hannover vom 07.11.2022 
7. Niedersächsische Landesforsten, Forstamt Ankum, Ankum vom 10.10.2022 
8. Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems, Meppen vom 11.10.2022 
9. Wasserverband Hümmling, Werlte vom 12.10.2022 
10. Handwerkskammer Osnabrück-Emsland-Grafschaft Bentheim, Osnabrück vom 14.10.2022 
11. TenneT TSO GmbH, Lehrte vom 18.10.2022 
12. Forstamt Weser-Ems, Aschendorf vom 07.11.2022 
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Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange haben Bedenken  
oder Anregungen/Hinweise zur Planung vorgetragen: 

 
 
1. Stellungnahme: Landkreis Emsland, Meppen 
Datum: 03.11.2022 
 
Inhalt 
 
Zum Entwurf der o. g. Bauleitplanung nehme ich als Träger Öffentlicher Belange wie 
folgt Stellung: 
 
Naturschutz und Forsten 
 
Naturschutzfachliche Belange  
 
Im Sinne des Vermeidungs- und Minimierungsgrundsatzes nach § 13 Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG) gilt es vorrangig, Eingriffe in den Naturhaushalt und das 
Landschaftsbild zu vermeiden. Die Vermeidung und Minimierung von Eingriffen in 
den Naturhaushalt und Landschaftsbild ist für Vorhabenträger verpflichtend. Die Bau-
leitplanung ist daher an die örtlichen Gegebenheiten anzupassen, um zum einen vor-
handene Gebiete, Bereiche oder Biotope, die einem gesetzl. Schutz nach dem 
BNatSchG unterliegen und zum anderen vorhandene Grünstrukturen wie Waldflä-
chen, Baumreihen oder Baumgruppen, Gehölzinseln, Feldhecken, Staudenfluren, 
Ruderalflächen und Gewässer zu sichern, zu schützen und dauerhaft zu erhalten. In 
diesem Fall ist die Vermeidungs- und Minimierungsvorgabe auf die linearen Gehölz-
strukturen, die entlang der West- und Nordgrenze des Plangebietes und die innerhalb 
des Plangebietes (West- und Ostgrenze der Flurstucke 26/3 und 26/4) verlaufen, zu 
beziehen. 
 
Für die o.g. Bauleitplanung ist eine Umweltplanung durchzuführen. Die entsprechen-
den Daten, Erhebungen und Kartierungen sind beizubringen. Als Anforderung an die 
Umweltplanung ist die Abarbeitung der einzelnen Schutzgüter und eine Bestandsauf-
nahme der im Plangebiet vorkommenden und unmittelbar an das Plangebiet angren-
zenden Biotoptypen (Schutzgut Arten- und Lebensgemeinschaften) zu betrachten. 
 

 
Entscheidungsvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Planungen erfolgen so, dass Eingriffe in den Naturhaushalt möglichst 
vermieden, zumindest aber minimiert werden. 
Die Bauleitplanung passt sich, soweit es im Rahmen der geplanten Nut-
zungen möglich ist, den örtlichen Gegebenheiten an. Schutzwürdige 
Grünstrukturen, landschaftsprägende Besonderheiten und Landschafts-
elemente oder -bestandteile mit einem kulturhistorischen oder vergleich-
baren Hintergrund werden entsprechend den Abwägungen in die Pla-
nung einbezogen. 
 
 
 
 
 
 
Für die Bauleitplanung wird eine Umweltprüfung durchgeführt und in die 
Begründung als Umweltbericht gemäß § 2a BauGB eingestellt. Die An-
forderungen an die Umweltplanung, gemäß den nebenstehenden Hin-
weisen, werden bei der Erstellung des Umweltberichtes beachtet. 
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Aus einer zu erarbeitenden Eingriffsbilanzierung, die sich aus der Eingriffsregelung 
nach dem BNatSchG ergibt, sind die Art, die Lage und der Umfang der Kompensati-
onsmaßnahmen abzuleiten und konkret sowie detailliert (Plan und Text) darzustellen. 
Die Kompensationsmaßnahmen haben sich dabei an der Beeinträchtigung und Zer-
störung der vorhandenen Biotoptypen zu orientieren. 
 
Im süd-südwestlich Bereich des Plangebietes (Flurstücke 23, 24/1, 24/2) befindet 
sich eine flächenhafte Gehölzstruktur. Es wird davon ausgegangen, dass die Gehölz-
struktur im Zuge der Bauleitplanung gesichert und geschützt wird und dauerhaft er-
halten bleibt. 
 
Artenschutzrechtliche Belange 
 
Aufgrund der Lage und der Beschaffenheit des Plangebietes kann auf die Durchfüh-
rung einer speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) verzichtet werden. Der 
Verzicht auf Durchführung einer saP wird an Bedingungen geknüpft. 
 
 
 
 
Forstfachliche Belange 
 
Die flächenhafte Gehölzstruktur, die sich über die Flurstücke 23, 24/1 und 24/2 er-
streckt, hat eine Größe von ca. 4700 m² und ist als Wald im Sinne des Niedersächsi-
schen Gesetzes über den Wald und die Landschaftsordnung (NWaldLG) anzuspre-
chen. 
 
Forstfachliche Belange können von der Bauleitplanung betroffen sein, wenn die 
Größe der Waldfläche reduziert oder anderweitig beeinträchtigt wird. 
 
Immissionsschutz 
 
Im weiteren Verfahren sind die Immissionen, verursacht durch die Emittenten entlang 
der Neurheder Straße (u.a. Pferdehaltung), i.S.d. TA Luft und TA Lärm zu untersu-
chen. 
 
 

Im Umweltbericht wird die Eingriffsbilanzierung entsprechend den ne-
benstehenden Hinweisen der Fachbehörde erstellt. Die Kompensations-
maßnahmen orientieren sich dabei an der Beeinträchtigung und Zerstö-
rung der vorhandenen Biotoptypen. 
 
 
Die nebengenannten Gehölzstrukturen werden entsprechend ihrer Funk-
tion und Zustand bei der Aufstellung von Bebauungsplänen berücksich-
tigt. Derzeit ist keine Beseitigung oder Veränderung der in Privatbesitz 
befindlichen Gehölzstrukturen geplant. 
 
 
 
Im Sinne einer fachlich fundierten Bewertung der artenschutzrechtlichen 
Belange, lässt die Gemeinde Rhede (Ems) eine spezielle artenschutz-
rechtliche Prüfung (saP) durch ein Fachbüro erstellen. Die daraus resul-
tierenden Untersuchungsergebnisse können als Grundlage für die Fest-
setzung der zulässigen Nutzungen im Rahmen der verbindlichen Bauleit-
planung dienen. 
 
 
 
Die nebengenannten Gehölzstrukturen werden entsprechend ihrer Funk-
tion und Zustand bei der Aufstellung von Bebauungsplänen berücksich-
tigt. Derzeit ist keine Beseitigung oder Veränderung der in Privatbesitz 
befindlichen Gehölzstrukturen geplant. 
 
Die forstfachlichen Belange werden in der weiteren Planung beachtet. 
 
 
 
 
Die Gemeinde Rhede (Ems) hat in Verfahren zur Aufstellung des Be-
bauungsplans Nr. 28 „Südlich der Neurheder Straße/östlich Heinz-
Meyer-Weg“ ein Geruchsgutachten durch das Büro FIDES, Lingen er-
stellen lassen. Die dort untersuchten landwirtschaftlichen emittierenden 
Betriebe bilden auch die Grundlage der für die vorliegende Planung zu 
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Straßenbau 
 
Das Plangebiet befindet sich an freier Strecke an der Kreisstraße 166 von Rhede 
(Ems) nach Neurhede bei km 0,985 - Nordseite. 
 
Die Flächennutzungsplanänderung umfasst auch die bebaute Zeile entlang der 
Kreisstraße 166. Das dahinterliegende Plangebiet hat keinen direkten Kontakt zur 
Kreisstraße. Allerdings ist in der Begründung ausgeführt, dass die Erschließung über 
eine Gemeindestraße zur Kreisstraße 166 erfolgen soll. (Hinweis: Im Text ist von der 
Straße „Westertangenweg" als westliche Grenze die Rede. Dies ist falsch, es handelt 
sich um die Straße „Am Mühlenacker". In den Plänen ist es korrekt wiedergegeben). 
 
Gegen die vorgenannte Bauleitplanung gemäß Zeichnung und Beschreibung beste-
hen aus straßen- und verkehrsrechtlicher Hinsicht keine Bedenken, wenn folgende 
Auflagen und Hinweise beachtet bzw. umgesetzt werden: 
 

 Der Einmündungsbereich der Straße „Am Mühlenacker" in km 0,985 ist als 
Folge der Ausweisung des Siedlungsgebietes auszubauen. Hierüber ist mit 

berücksichtigenden Belange. Nach dem Geruchstechnischen Bericht 
vom 22.03.2019 ist zu erwarten, dass die Immissionsgrenzwerte nach 
der Immissionsrichtlinie (GIRL) für Wohn- und Mischgebiete von 10 % 
der Jahresstunden eingehalten werden (s. hierzu auch Stellungnahme 
der Landwirtschaftskammer Niedersachsen, Aschendorf vom Datum: 
07.11.2022 zum vorliegenden Verfahren). Aufgrund der vorliegenden 
Untersuchungsergebnisse hält die Gemeinde Rhede (Ems) die Belange 
der Geruchsimmissionen für ausreichend berücksichtigt.  
 
Von der Kreisstraße 166 gehen Emissionen aus. Für das geplante Bau-
gebiet können gegenüber dem Träger der Straßenbaulast keinerlei Ent-
schädigungsansprüche hinsichtlich des Immissionsschutzes geltend ge-
macht werden. Da für die Bebauung an der Kreisstraße bereits rechts-
kräftige Baugenehmigungen für eine Wohnnutzung vorliegen, sieht die 
Gemeinde Rhede (Ems) keine Veranlassung im Bauleitplanver-fahren 
weitere Regelungen hinsichtlich des Lärmschutzes zu treffen. Die Ge-
meinde wird durch die Planung der Gebäudestellung und einer ent-spre-
chenden Anordnung von ruhebedürftigen Räumen, für einen größtmögli-
chen Lärmschutz sorgen. 
 
 
Zur Kenntnisnahme. 
 
 
Die Straßenbezeichnung wird entsprechend dem nebenstehenden Hin-
weis korrigiert. 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zur Anbindung der Straße „Am Mühlenacker“ und der fuß-
läufigen Anbindung „Im Dorf II“ an den Radweg südlich der Kreisstraße 
166 wird bei der weiteren Planung beachtet. 
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dem Fachbereich Straßenbau beim Landkreis Emsland eine Kreuzungsver-
einbarung abzuschließen. 

 Außerdem soll in km 0,540 eine fußläufige Verbindung zur Kreisstraße 166 
erfolgen. Hier wäre eine Kreuzung der Kreisstraße an freier Strecke (70 
km/h) erforderlich, um zum auf der Südseite verlaufenden Radweg zu ge-
langen. Möglicherweise sind hier Sicherungsmaßnahmen erforderlich. 

 
Denkmalpflege 
 
In unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befinden sich mehrere Bodendenkmale im 
Sinne des § 3 Abs. 4 Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz (NDSchG): 
NLD-Identifikationsnummer: 454/1713.00006-F 
Objektbezeichnung:  Fundstreuung 
NLD-Identifikationsnummer: 454/1713.00009-F 
Objektbezeichnung:  Fundstreuung 
NLD-Identifikationsnummer: 454/1713.00013-F 
Objektbezeichnung:  Fundstreuung 
NLD-Identifikationsnummer: 454/1713.00014-F 
Objektbezeichnung:  Fundstreuung 
NLD-Identifikationsnummer: 454/1713.00017-F 
Objektbezeichnung:  Siedlung 
 
In Zusammenhang mit diesen Bodendenkmalen sind weitere Funde in nächster Um-
gebung zu erwarten, d. h. das o. g. Planungsgebiet weist ein hohes archäologisches 
Potenzial auf. 
 
Bodendenkmale stehen unter Denkmalschutz und sind grundsätzlich zu erhalten und 
zu schützen. Da im Rahmen der geplanten Baumaßnahme die Zerstörung möglicher 
weiterer Bodendenkmaler zu erwarten ist, steht die Genehmigung von vornherein 
unter dem Vorbehalt vorheriger Sicherung/Dokumentation der Denkmalsubstanz. 
Eine Zerstörung von Bodendenkmalen ohne vorherige fachkundige Untersu-
chung/Grabung ist im Ergebnis ausnahmslos unzulässig. 
 
Um eine Zerstörung etwaiger Bodendenkmale zu verhindern, sind folgende Neben-
bestimmungen zu beachten: 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme. 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme. 
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Auflage: 
 Aufgrund des hohen archäologischen Potenzials des Plangebiets ist eine Be-

gleitung des Oberbodenabtrags durch einen Sachverständigen/Beauftragten 
der Archäologie (Bagger mit großer Raumschaufel ohne Zähne) erforderlich. 
Das weitere Vorgehen sowie Umfang und Dauer ggf. weiterer archäologi-
scher Arbeiten sind von der Befundsituation abhängig. Erst nach Abschluss 
aller archäologischen Arbeiten kann die betroffene Fläche von der Unteren 
Denkmalschutzbehörde zur Bebauung freigegeben werden. Die dafür anfal-
lenden Kosten und evtl. etwaige Grabungskosten sind durch den Verursa-
cher zu tragen. Zur Abstimmung des weiteren Vorgehens muss sich der Vor-
habenträger daher frühzeitig (6 bis 8 Wochen vor Baubeginn) mit der archä-
ologischen Denkmalpflege in Verbindung setzen. Sie erreichen die Untere 
Denkmalschutzbehörde des Landkreises Emsland unter folgender Rufnum-
mer: (05931) 5970 - 112 oder (05931) 6605. 

 
Hinweise: 

 Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche 
Bodenfunde gemacht werden, sind diese unverzüglich einer Denkmalschutz-
behörde, der Gemeinde oder einem Beauftragten für die archäologische 
Denkmalpflege anzuzeigen (§ 14 Abs. 1 NDSchG). 

 odenfunde und Fundstellen sind bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der 
Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, 
wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten 
gestattet (  14 Abs. 2 NDSchG). 

 
Unter Einhaltung dieser Nebenbestimmungen wird der beantragten Bauleitplanung 
von Seiten der Unteren Denkmalschutzbehörde zugestimmt. 
 

 
Die Auflagen zur Beachtung der Belange von Bodendenkmale wird in der 
weiteren Planung beachtet. Die erforderlichen Abstimmungsmaßnahmen 
mit der Fachbehörde werden von der Gemeinde Rhede (Ems) rechtzeitig 
umgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die nebengenannten Hinweise werden in die Unterlagen zur Bauleitplan-
verfahren eingestellt und beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme. 
 

 
2. Stellungnahme: Industrie- und Handelskammer Osnabrück - Emsland – Graf-
schaft Bentheim, Osnabrück 
Datum: 08.11.2022 
 
Inhalt 
 
Sie bitten die Industrie- und Handelskammer Osnabrück - Emsland - Grafschaft 
Bentheim um Stellungnahme zu folgender Planung: Ausweisung von weiterer 

 
Entscheidungsvorschlag: 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme. 
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allgemeiner Wohngebietsflache nördlich der Neurheder Straße und südlich der Zoll-
straße. Unsere Stellungnahme gilt für. beide o.g. Aufstellungsverfahren. Die Verfah-
ren befinden sich zurzeit im frühzeitigen Beteiligungsverfahren gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB. Da noch nicht alle beurteilungsrelevanten Unterlagen vorliegen, ist diese 
Stellungnahme nicht als abschließend zu verstehen. 
 
Die IHK trägt bezüglich der o. g. Planung keine grundsätzlichen Bedenken vor. Aller-
dings wird durch die vorgelegte Planung ein Heranrucken von Wohnbebauung an 
potentiell gewerbliche Nutzungen vorbereitet. Ein Nebeneinander von Wohnbauflä-
chen und gewerblichen Nutzungen kann im Hinblick auf Schallemissionen zu Kon-
flikten fuhren. Es ist sicher zu stellen, dass sich durch die geplante Wohnbebauung 
für die potentiellen Gewerbebetriebe keine emissionsbedingten Beschränkungen er-
geben. 
 
Dazu im Einzelnen wie folgt: nördlich und nordwestlich des neuen Plangebietes sind 
laut Begründung zum Bebauungsplan nach dem Ortsentwicklungsplan der Ge-
meinde weitere Gewerbegebiete geplant. Durch die Planung wird ein Heranrücken 
von Wohnbebauung an gewerbliche Nutzungen vorbereitet. Durch unmittelbar anei-
nandergrenzende unverträgliche Nutzungen kommt es im ländlichen Raum erfah-
rungsgemäß vermehrt zu Beschwerden aufgrund von Lärmbelästigung. Belastungen 
für Gewerbebetriebe lehnen wir im Sinne des Trennungsgrundsatzes von unmittelbar 
aneinandergrenzenden unverträglichen Nutzungen ab. 
 
Zur Herstellung von Planungssicherheit und zur Vermeidung von Einschränkungen 
für die potenziellen Gewerbebetriebe durch den Immissionsschutz regen wir die Er-
stellung einer schalltechnischen Beurteilung an. Sollte sich dabei zeigen, dass sich 
durch die geplante Wohngebietsausweisung für die Betriebe Einschränkungen erge-
ben, sind die Planungen anzupassen bzw. sind Maßnahmen (u. a. bauliche Vorrich-
tungen zum Lärmschutz, Bauvorschriften bei der Anordnung und Gestaltung der zu-
künftigen Gebäude, Reduzierung der überbaubaren Grundstücksfläche oder der Ge-
schossigkeit) zu Lasten der geplanten Wohnnutzungen festzulegen. 
 
Zum erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung im Sinne des 
§ 2 Abs. 4 BauGB, der hauptsachlich in diesem Verfahrensgang ermittelt werden soll, 
haben wir weder Hinweise noch Anregungen 
 
 

 
 
 
 
 
 
In der weiteren Planung werden entsprechende Fachgutachten bezüg-
lich der Berücksichtigung von Gewerbelärmemissionen erstellt. Aufgrund 
des Bedarfs an Flächen für eine Wohnbebauung, ist zukünftig eine ab-
gestufte gewerbliche Nutzung der angrenzenden Flächen geplant. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme. 
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3. Stellungnahme: Landwirtschaftskammer Niedersachsen, Aschendorf 
Datum: 07.11.2022 
 
Inhalt 
 
Zu dem o. g. Vorhaben nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Die Gemeinde Rhede plant die Ausweisung von weiteren Wohnbauflachen südlich 
der Zollstraße und östlich der Straße „Westertangenweg". Das o.g. Plangenehmi-
gungsverfahren zur Größe von ca. 16,14 ha mit der zukünftigen Nutzung als „Allge-
meines Wohngebiet" liegt innerhalb von Immissionsradien landwirtschaftlicher Be-
triebe. 
 
Südlich des Plangebietes wurde zum Bebauungsplan Nr. 28 „Südlich Neurheder 
Straße-Östlich Heinz-Meyer-Weg" von der Ingenieurgesellschaft FIDES ein Geruchs-
gutachten angefertigt. Die in dem Gutachten berücksichtigten Betriebe liegen über-
wiegend südlich des o.g. Plangebietes an der Neurheder Straße. Desweiten befindet 
sich östlich ein Legehennenstall. 
 
Nach dem Geruchstechnischen Bericht vom 22.03.2019 ist zu erwarten, dass die 
Immissionsgrenzwerte nach der Immissionsrichtlinie (GIRL) für Wohn- und Mischge-
biete von 10 % der Jahresstunden eingehalten werden. 
 
Das Plangebiet wurde im Rahmen eines Entwicklungskonzeptes der Gemeinde 
Rhede als für eine Wohnbauentwicklung städtebaulich sinnvolle Flache ermittelt. Die 
Größe des Gebietes wird mit dem durchschnittlichen jährlichen Bedarf an Bauplätzen 
begründet. Aussagen zur Innenverdichtung und Nachnutzung bestehender Gebäude 
werden nicht gemacht. 
 
Grundsätzlich führt eine Inanspruchnahme von Flächen durch Siedlung und Verkehr 
zu einer langfristigen Beeinträchtigung von Baden mit Auswirkungen auf die natürli-
chen Bodenfunktion (z.B. Lebensraum, Bestandteil des Naturhaushaltes, Schutz des 
Grundwassers) und die Nutzungsfunktion (Standort für Land- und Forstwirtschaft). 
 
Es gibt auch andere Gründe für den sparsamen Umgang mit Grund und Boden wie 
z.B. Kosteneinsparungen durch Nutzung der bestehenden Infrastruktur, Stärkung der 

 
Entscheidungsvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme. 
 
 
 
In der Begründung sind Aussagen zur Innenverdichtung und des Flä-
chenbedarfs enthalten. 
 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme. 
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vorhandenen Nachbarschaften, Bewahrung von kurzen Wegen und die Erholungs-
funktion der Natur. 
 
Aus agrarstruktureller Sicht ist besonders der Verlust von land- und forstwirtschaftli-
chen Nutzflächen von Bedeutung. Neben der Größe des Plangebietes werden durch 
die Kompensation Flachen in Anspruch genommen und der Produktion von Futter- 
und Lebensmitteln entzogen. Der Umweltbericht, der den Kompensationsbedarf er-
mittelt, wird im weiteren Verfahren erstellt. 
 
Wir weisen darauf hin, dass der Verlust weiterer landwirtschaftlicher Nutzflächen für 
Ausgleichsmaßnahmen unbedingt zu vermeiden ist. Es ist u.E. sinnvoller, bereits be-
stehende Kompensationsflächen, Naturschutzgebiete o.a. weiter ökologisch aufzu-
werten, um den Flächenverlust für die Landwirtschaft möglichst gering zu halten. 
 
Das Forstamt Weser-Ems äußert sich zum o.g. Vorhaben wie folgt: 
 
Gegen das oben genannte Vorhaben bestehen von Seiten des Forstamtes Weser-
Ems keine Bedenken. 
 
 

Zur Kenntnisnahme. 
 
 
Der nebengenannte Hinweis bezüglich der Bereitstellung von Kompen-
sationsflächen wird soweit möglich berücksichtigt. Stellungnahmen zu 
den Kompensationsflächen können im weiteren Verfahren vorgebracht 
werden. 
 
 
Die nebenstehenden Hinweise bezüglich der Belange zur Wahl der Kom-
pensationsflächen werden soweit möglich beachtet. 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme. 

 
4. Stellungnahme: Die Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung Westfalen, 
Hamm 
Datum: 03.11.2022 
 
Inhalt 
 
Das Geltungsbereich des Bebauungsplans bzw. Flächennutzungsplans tan-
giert nicht mit direkten Belangen der Bundestautobahn, deshalb bestehen 
keine grundsätzlichen Einwände aus Sicht der Autobahn GmbH des Bundes 
gegen die geplante Baugebietsentwicklung mit dem Ziel zu einer Planungssicher-
heit für die zukünftige städtebauliche Entwicklung der Gemeinde Rhede (Ems). 
 
Wir möchten dennoch vorsorglich darauf hinweisen, dass gegenüber dem Stra-
ßenbaulastträger aus diesen Planungsabsichten zur Ausweisung von Wohn-
bauflächen keine Ansprüche auf ggf. erforderlich werdende Maßnahmen bzgl. 

 
Entscheidungsvorschlag: 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
Der nebenstehende Hinweis das keine rechtlichen Ansprüche zur Her-
stellung von Schutzmaßnahmen gegen Lärmimmissionen an den Stra-
ßenbaulastträger gestellt werden können, werden in die Planunterlagen 
eingestellt. Durch die große Entfernung und der zwischenliegenden 
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der Immissionen durch Verkehrslärm und/oder Schadstoffausbereitung geltend 
gemacht werden können. 
 

Nutzungen zur Autobahn A 31 sieht die Gemeinden Rhede (Ems) kein 
Erfordernis zur Herstellung bzw. Festsetzung von Schallschutzmaßnah-
men. 
 

 
5. Stellungnahme: Unterhaltungsverband 104 „Ems IV“, Aschendorf 
Datum: 01.11.2022 
 
Inhalt 
 
Gegen die 44 Änderung des Flächennutzungsplanes bestehen seitens des Unter-
wasserverbandes 104 „Ems IV“ grundsätzlich keine Bedenken. 
 
Sollten Kompensationsflächen an Gewässern II. oder III. Ordnung angelegt werden, 
ist ein Mindestabstand von 5 Metern (Räumstreifen) zur Böschungsoberkante einzu-
halten. 
 
 
Der Unterhaltungsverband ist am wasserrechtlichen Verfahren zu beteiligen. 
 

 
Entscheidungsvorschlag: 
 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme. 
 
 
Bei der Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen wird darauf geach-
tet, dass im Bereich an Gewässern II. oder III. Ordnung ein mindestens 
5 m breiter Räumstreifen zur Gewässerunterhaltung von Anpflanzungen, 
Zäunen und sonstigen baulichen Anlagen freigehalten wird. 
 
Das wasserrechtliche Verfahren ist nicht Bestandteil des vorliegenden 
Bauleitplanverfahrens, sondern ein eigenständiges Verfahren gemäß 
dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Die Fachbehörde wird jedoch ge-
mäß den Bestimmungen des § 4 BauGB am Verfahren beteiligt. 
 

 
6. Stellungnahme: Deutsche Telekom Technik GmbH, Osnabrück 
Datum: 27.10.2022 
 
Inhalt 
 
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) — als Netzeigen-
tümerin und Nutzungsberechtigte i.S.v. § 125 Abs. 1 TKG — hat die Deutsche Tele-
kom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der 
Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen 
und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o.g. 
Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
 

 
Entscheidungsvorschlag: 
 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme. 
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Die Telekom wird die Voraussetzungen zur Errichtung eigener TK-Linien im Bauge-
biet prüfen. Je nach Ausgang dieser Prüfung wird die Telekom eine Ausbauentschei-
dung treffen. Vor diesem Hintergrund behalt sich die Telekom vor, bei einem bereits 
bestehenden oder geplanten Ausbau einer TK-Infrastruktur durch einen anderen An-
bieter auf die Errichtung eines eigenen Netzes zu verzichten. Die Versorgung der 
Bürger mit Universaldienstleistungen nach § 78 TKG wird sichergestellt. 
 
Wir bitten Sie, Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplan-
gebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH so früh wie möglich, mindestens zwei 
Monate vor Baubeginn, schriftlich anzuzeigen. 
 

Zur Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
Die Versorgungsunternehmen werden rechtzeitig vor Baubeginn in die 
Maßnahme vor Ort eingewiesen und erhalten anschließend ausreichend 
Zeit für die Einleitung aller erforderlichen Maßnahmen. 
 

 
7. Stellungnahme: Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, Hannover 
Datum: 13.10.2022 
 
Inhalt 
 
In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir zum o.g. Vorhaben 
folgende Hinweise: 
 
Hinweise 
 
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für Hin-
weise und Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS-
Kartenserver. Die Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen erset-
zen keine geotechnische Erkundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen 
geotechnischen Bericht. Geotechnische Baugrunderkundungen/-untersuchungen 
sowie die Erstellung des geotechnischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 
und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen Fassungen erfolgen. 
 
Ob im Vorhabensgebiet eine Erlaubnis gem. § 7 BBergG oder eine Bewilligung gem. 
§ 8 BBergG erteilt und/oder ein Bergwerkseigentum gem. §§ 9 und 149 BBergG ver-
liehen bzw. aufrechterhalten wurde, können Sie dem NIBIS-Kartenserver entneh-
men. Wir bitten Sie, den dort genannten Berechtigungsinhaber ggf. am Verfahren zu 
beteiligen. Rückfragen zu diesem Thema richten Sie bitte direkt an markscheide-
rei@lbeg.niedersachsen.de. 
 

 
Entscheidungsvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde wird die Bauträger bezüglich der Hinweise und Informati-
onen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS-Karten-
server verweisen. 
In den Bauleitplanunterlagen ist ein Hinweis auf die Erstellung entspre-
chender Baugrundgutachten, unter Verwendung und Beachtung der ne-
bengenannten Normen, enthalten.  
 
 
Zur Kenntnisnahme. 
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Informationen über möglicherweise vorhandene Salzabbaugerechtigkeiten finden 
Sie unter www.lbeg.niedersachsen.de/Bergbau/Bergbauberechtigun-
gen/Alte_Rechte. 
 
In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren Hin-
weise oder Anregungen. 
 
Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den 
raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu 
können. Die Stellungnahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. 
Die verfügbare Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch 
erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige 
nach weiteren Rechtsvorschriften und Normen erforderliche Genehmigungen, Er-
laubnisse, Bewilligungen oder objektbezogene Untersuchungen. 
 

Zur Kenntnisnahme. 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme. 
 
 
Zur Kenntnisnahme. 

 
8. Stellungnahme: EWE Netz GmbH, Oldenburg 
Datum: 13.10.2022 
 
Inhalt 
 
Im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befinden sich Versor-
gungsleitungen und/oder Anlagen der EWE NETZ GmbH. 
 
Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) und Standorten (Bestand) 
grundsätzlich zu erhalten und &Wen weder beschädigt, überbaut, überpflanzt oder 
anderweitig gefährdet werden. Bitte stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und An-
lagen durch Ihr Vorhaben weder technisch noch rechtlich beeinträchtigt werden. 
 
Sollte sich durch Ihr Vorhaben die Notwendigkeit einer Anpassung unserer Anlagen, 
wie z.B. Änderungen, Beseitigung, Neuherstellung der Anlagen an anderem Ort (Ver-
setzung) oder anderer Betriebsarbeiten ergeben, sollen dafür die gesetzlichen Vor-
gaben und die anerkannten Regeln der Technik gelten. Gleiches gilt auch für die 
gegebenenfalls notwendige Erschließung des Plangebietes mit Versorgungsleitun-
gen und Anlagen durch EWE NETZ. Bitte planen Sie in diesem Fall Versorgungs-
streifen bzw. -korridore für Telekommunikationslinien, Elektrizitäts- und Gasversor-
gungsleitungen gemäß DIN 1998 (von min. 2,2 m) mit ein. Weiterhin kann für die 

 
Entscheidungsvorschlag: 
 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme. 
 
 
Die Versorgungsleitungen und –anlagen bleiben soweit möglich in ihrem 
Bestand erhalten und werden bei der Planung beachtet. Eventuelle Um-
legungen von Leitungstrassen oder technischen Anlagen werden mit 
dem jeweiligen Versorgungsunternehmen rechtzeitig vor Beginn der 
Baumaßnahme abgestimmt. 
Die erforderlichen Schutzabstände und Sicherheitsbestimmungen bei Ar-
beiten in der Nähe von Leitungstrassen oder technischen Anlagen wer-
den in Abstimmung mit dem Inhaber der Leitungsrechte beachtet. 
Die baulichen Maßnahmen werden rechtzeitig vor Baubeginn mit den 
Versorgungsunternehmen abgestimmt. 
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Stromversorgung von Baugebieten o.A. zusätzlich die Installation einer Trafostation 
erforderlich sein. Für die Auswahl eines geeigneten Stationsplatzes (ca. 6 m x 4 m) 
möchten wir Sie bitten, uns in weitere Planungen frühzeitig mit einzubinden. 
Bitte informieren Sie uns zudem, wenn ein wärmetechnisches Versorgungskonzept 
umgesetzt wird oder im Schwerpunkt auf den Einsatz von fossilen Brennstoffen (z.B. 
durch Einsatz von Wärmepumpen o.a.) verzichtet werden soll. 
 
Die Kosten der Anpassungen bzw. der Betriebsarbeiten sind von dem Vorhabenträ-
ger vollständig zu tragen und der EWE NETZ GmbH zu erstatten, es sei denn der 
Vorhabenträger und die EWE NETZ GmbH haben eine anderslautende Kostentra-
gung vertraglich geregelt. 
 
Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken oder Anregungen vorzubringen. 
 
Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen einzubeziehen und uns frühzeitig 
zu beteiligen. Dies gilt auch für den Fall der Erschließung des Plangebietes mit Ver-
sorgungsleitungen durch EWE NETZ, denn hierfür sind beispielsweise Lage und Nut-
zung der Versorgungsleitung und die sich daraus ableitenden wirtschaftlichen Bedin-
gungen wesentliche Faktoren. 
 
 
Unsere Netze werden täglich weiterentwickelt und verändern sich dabei. Dies kann 
im betreffenden Planbereich über die Laufzeit Ihres Verfahrens/Vorhabens zu Ver-
änderungen im zu berücksichtigenden Leitungs- und Anlagenbestand führen. Wir 
freuen uns Ihnen eine stets aktuelle Anlagenauskunft Ober unser modernes Verfah-
ren der Planauskunft zur Verfügung stellen zu können - damit es nicht zu Entschei-
dungen auf Grundlage veralteten Planwerkes kommt. Bitte informieren Sie sich des-
halb gern jederzeit über die genaue Art und Lage unserer zu berücksichtigenden An-
lagen über unsere Internetseite: 
 
https:/./www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen 
 
Bitte schicken Sie uns Ihre Anfragen und Mitteilungen zukünftig ausschließlich an 
unser Postfach info@ewe-netz.de und ändern zudem die Anschrift der EWE NETZ 
GmbH in Ihrem System: Cloppenburger Str. 302, 26133 Oldenburg. Sollte ein E-Mail-
Versand nicht möglich sein, nutzen Sie bitte nur diese postalische Anschrift! 
 

 
 
 
 
 
 
 
Die Kostenregelung erfolgt gemäß den aktuellen Verträgen zwischen der 
Kommune und dem Versorgungsunternehmen. 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme. 
 
Die baulichen Maßnahmen werden rechtzeitig vor Baubeginn mit den 
Versorgungsunternehmen abgestimmt. Die Versorgungsträger werden 
vor Ort eingewiesen und erhalten anschließend ausreichend Zeit für die 
Einleitung aller erforderlichen Maßnahmen. 
Bestandspläne der Versorgungsunternehmen werden bei der Planung 
beachtet. 
 
Zur Kenntnisnahme. 
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Haben Sie weitere Fragen? Sie erreichen Ihren Ansprechpartner Svenja Wernicke 
unter der folgenden Rufnummer: 0151-74493155 
 
 
9. Stellungnahme: Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleis-
tungen der Bundeswehr, Bonn 
Datum: 05.10.2022 
 
Inhalt 
 
Durch die oben genannte und in den Unterlagen näher beschriebene Planung wer-
den Belange der Bundeswehr berührt, jedoch nicht beeinträchtigt. 
 
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage bestehen zu der Planung sei-
tens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 
 
Das Plangebiet befindet sich in einem Jettiefflugkorridor. Es wird darauf hingewiesen, 
dass Beschwerden und Ersatzansprüche, die sich auf die vom Flugplatz/Flugbetrieb aus-
gehenden Emissionen wie Fluglärm etc. beziehen, nicht anerkannt werden. 
 
Evtl. Antworten/Rückfragen senden Sie bitte unter Verwendung unseres Zeichens K-II-
1343-22-FNP ausschließlich an folgende Adresse: 
 
BAIUDBwToeB@bundeswehr.org 
 

 
Entscheidungsvorschlag: 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme. 
 
 
Zur Kenntnisnahme. 
 
 
Der Hinweis bezüglich der Lage des Plangebietes in einem Jettiefflug-
korridors und der damit verbundenen Nichtanerkennung von Beschwer-
den und Ersatzansprüche, die sich auf die vom Flugplatz/Flugbetrieb 
ausgehenden Emissionen wie Fluglärm beziehen, werden in die Planung 
eingestellt. 

 
10. Stellungnahme: Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Ver-
kehr (NLStBV) – Geschäftsbereich Lingen 
Datum: 26.10.2022 
 
Inhalt 
 
vorgesehen ist die 44. Änderung des Flächennutzungsplanes und die Aufstellung des 
Bebauungsplans Nr. 35 „Baugebiet Mühlenacker“ der Gemeinde Rhede im Parallel-
verfahren. Anlass und Ziel der Planungen ist die Ausweisung eines Wohnbaugebie-
tes. Das Plangebiet liegt ca. 250 m südlich der Landesstraße 52. Die verkehrliche 
Erschließung des Plangebietes erfolgt über das vorhandene Gemeindestraßennetz. 

 
Entscheidungsvorschlag: 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme des NLStBV wird zur Kenntnis genommen und be-
achtet. 
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Dieses hat im Süden und Osten Anschluss an die Kreisstraßen 166 und 124 sowie 
im Norden Anschluss an die Landesstraße 52. 
 
In straßenbau- und verkehrlicher Hinsicht bestehen gegen die Flächennutzungs-
planänderung sowie die Aufstellung des Bebauungsplanes grundsätzlich keine Be-
denken unter Aufnahme der folgenden Auflagen und Hinweise: 
 

 Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt u.a. aus nördlicher 
Richtung über die Gemeindestraße „Sechstes Fach“. Diese hat im Norden 
Anschluss an die L 52 und bildet zusammen mit der Gemeindestraße „In-
dustriestraße“ einen 4-armigen plangleichen Knotenpunkt.  
 

Auf die zwischen der Gemeinde Rhede und dem Land bzgl. des Ausbaues des Kno-
tenpunktes L 52 / Industriestraße / Sechstes Fach abgeschlossene Vereinbarung 
vom 17.12.1997 / 09.01.1998 incl. 1. Änderungs- und Ergänzungsvereinbarung vom 
08.08.2019 / 13.08.2019 wird hingewiesen.  
 
Sollte durch die Ausweisung des Plangebietes der Knotenpunkt L 52 / Industriestraße 
/ Sechstes Fach auf Grund der Verkehrsentwicklung im gegenwärtigen Zustand oder 
künftig nicht den Anforderungen der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs ent-
sprechen, hat die Gemeinde Rhede zu Ihren Lasten die erforderlichen Folgemaß-
nahmen zur Verkehrslenkung in Abstimmung mit der NLStBV — GB Lingen durch-
zuführen. 
 

 In den Bebauungsplan bitte ich zusätzlich den folgenden Hinweis aufzuneh-
men:  
 

„Von der Landesstraße 52 gehen erhebliche Emissionen aus. Für die geplanten Bau-
vorhaben können gegenüber dem Träger der Straßenbaulast keinerlei Entschädi-
gungsansprüche hinsichtlich Immissionsschutz geltend gemacht werden.“ 
 

 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen und in die Begrün-
dung übernommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In den Bebauungsplan (Parallelverfahren) wird der folgende Hinweis auf-
genommen: 
 
„Von der Landesstraße 52 gehen erhebliche Emissionen aus. Für die ge-
planten Bauvorhaben können gegenüber dem Träger der Straßenbaulast 
keinerlei Entschädigungsansprüche hinsichtlich Immissionsschutz gel-
tend gemacht werden.“ 

 



 
 

16

 
VERFAHRENSGANG:   Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB 
 

Von der Öffentlichkeit wurden im Rahmen der Offenlegung der Bauleitplanunterlagen keine Bedenken oder Anregungen zur Planung vorgetragen: 
 

 
 
 
 
Aufgestellt: 
Papenburg, 22.11.2022 
Ing.-Büro W. Grote GmbH 


